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                  XX.XX.XXXX
Widerspruch gegen Ihren Bescheid vom XX.XX.XXXX
Sehr geehrte Damen und Herren 
Wir legen fristgerecht Widerspruch gegen Ihren Bescheid vom XX.XX.XXXX ein.

Begründung:

Wir beantragten am XX.XX.XXXX die Übernahme der Kosten für Gebärdensprachdolmetscher im Regelschulunterricht der Schule XXXX. Das staatliche Schulamt hat im Benehmen mit der Schule eine Entscheidung getroffen. XXXX hat einen Anspruch auf sonderpädagogische Förderung im Bereich Hören. Dieser kann durch das Hinzuziehen von Gebärdensprachdolmetschern ausgeglichen werden. Dies wurde auch im Förderausschuss so festgelegt. 

Sie bewilligen nun XXXX Stunden pro Woche Gebärdensprachdolmetscher für den Unterricht. Das würde bedeuten, dass XXXX in den restlichen XXXX Stunden vom Unterricht ausgeschlossen würde. Ohne Dolmetscher kann XXXX dem Unterricht nicht folgen! Das gleiche gilt auch anfangs für die qualifizierte Nachmittagsbetreuung. Diese ist wichtig, um nicht Verstandenes im Rahmen der pädagogischen Hausaufgabenbetreuung wiederholen zu können. 
Sie konstruieren mit Hilfe der Ärztin des Gesundheitsamtes, Frau XXXX, die XXXX nur oberflächlich kennt, einen zusätzlichen sprachheilpädagogischen Förderbedarf. Der Bedarf besteht nicht. XXXX ist ausschließlich taub und kann deswegen nicht sprechen lernen. Sie hat nur einen Förderbedarf Hören! Sie hat aber, die seit 2002 anerkannte, Gebärdensprache als gleichwertige Sprache durch uns gehörlose Eltern erlernt und kann mit Dolmetschern dem Unterricht folgen und sich äußern. 

Sie „rechnen“ damit, dass die restlichen – also nicht mit Dolmetschern begleiteten -  Stunden durch eine sprachheilpädagogische Begleitung ausgeglichen werden könnte. 
Rein theoretisch!! – gäbe es diesen Förderbedarf - wäre es XXXX gar nicht möglich, die Sprachheilpädagogin zu verstehen, da kein Dolmetscher anwesend wäre. Außerdem würde dieser Unterricht – also 6 Stunden pro Woche -  separat ablaufen müssen. Dies würde eine Diskriminierung von XXXX bedeuten, die an dem normalen Unterricht in ihrer Klasse dann nicht teilnehmen könnte. Sie müsste den Stoff der sechs Stunden nachmittags nachholen, nur um Ihre konstruierte Sprachheilförderung mitzumachen. 
Zur Kenntnis: Ein taubes Kind darf taub und gebärdensprachig bleiben!

Es ist nicht Ihre Aufgabe, den Förderbedarf neu festzulegen. Es ist auch nicht Ihre Aufgabe die Stunden der Beratungslehrer aus XXXX zu verteilen und in Sport diese einsetzen zu wollen. Diese Lehrerinnen - Beratungslehrerinnen haben eine andere Aufgabe, sicher aber auch nicht, die Sportstunden zu beobachten, sie sollen die Lehrerinnen an der Regelschule beraten! In Sport ist zwingend – wie in allen anderen Stunden - auch eine Dolmetscherin einzusetzen, aus Gefahrengründen - die Beratungslehrerin aus XXXX kann auch keine Gebärdensprache. Vergl. Beschluss des Sozialgerichts Augsburg S 15 SO 44 / 13 ER.
Bezüglich der von Ihnen in Aussicht gestellten selbst beschafften Gebärdensprachdolmetscherinnen, erklären wir uns gern bereit, sollten sich diese bei Ihnen bewerben, sie probeweise im Unterricht, unter Aufsicht der von uns ausgewählten Dolmetscherinnen, hospitieren und Probedolmetschen zu lassen. Danach entscheiden wir im Einvernehmen mit unseren Dolmetschern,  (Wunsch und Wahlrecht § 9 SGB IX ) ob sie geeignet sind oder nicht. Nicht jeder Dolmetscher ist für den Bereich Dolmetschen in Regelschulen geeignet.
Außerdem erbitten wir vollständige Akteneinsicht – bitte senden Sie uns die gesamten Gutachten und anderen Unterlagen sowie Schriftwechsel mit anderen für unsere Akte zu.

Wir erwarten nun zeitnah die vollständige Kostenübernahmeerklärung von Ihnen. Sollte diese nicht innerhalb von 8 Tagen (bis XX.XX.XXXX) vorliegen, müssen wir einen Antrag auf einstweilige Anordnung beim Sozialgericht stellen, da die Dolmetscher nicht kurzfristig bestellt werden können. Sie stehen, wenn nicht schnell alles geklärt ist, nicht zur Verfügung. Damit wäre der Unterricht für XXXX gefährdet! 
Mit freundlichen Grüßen

XXXX
Zur Kenntnis an 

Landeswohlfahrtsverband Hessen (LWV)
Ralf Noll

Hauptverwaltung Kassel
Ständeplatz 6 - 10
34117 Kassel

